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Keine Sperrfrist bei Übertragung von mit Eigentumsanteil an Miteigentümer

Der BGH hat mit Urteil vom 22.6.2022 entschieden, dass die Übertragung eines vermietenden Miteigentümers nach Umwandlung in Eigentumswohnungen an einen anderen Miteigentümer die Kündigungssperrfrist des § 577a Abs. 1 ,2 BGB nicht auslöst. Die Übertragung eines Miteigentumsanteiles an einen weiteren Miteigentümer stellt keine Veräußerung an einen Erwerber im Sinne des Gesetzes dar. Dies folgt aus dem Zweck der Norm, wonach allein dem durch die Umwandlung in Wohnungseigentum gefährdeten Bestandsschutzinteresse des Mieters Rechnung getragen werden soll. Eine solche Gefährdung löst der Übergang eines Miteigentumsanteils nicht aus. Angesichts dieses Schutzzwecks in § 577a Abs. 1 BGB setzt eine Veräußerung an einen Erwerber einen tatsächlichen Wechsel in der Person des Wohnungseigentümers voraus. Die Übertragung eines Miteigentumsanteils an einen anderen Miteigentümer stellt keinen Eigentumswechsel im Sinne der Vorschrift dar. 

Vermieter muss gesundheitsgefährdende Beschaffenheit immer beseitigen

Das Landgericht Berlin hat am 12.5.2022 entschieden, dass dann, wenn der Mieter den Mietvertrag in Kenntnis eines gesundheitsgefährdend Zustandes der Mietsache abschließt, ohne mit dem Vermieter insoweit eine ausdrückliche Vereinbarung über die Sollbeschaffenheit zu treffen, der Mieter selbst im Fall der vorbehaltlosen Ingebrauchnahme der Räume berechtigt ist, den Vermieter gemäß § 535 Abs. 1 Satz 2 BGB auf Beseitigung des gesundheitsgefährdenden Zustands in Anspruch zu nehmen.

Vermieter kann kündigen, wenn Mieter die Besichtigung verhindert

Das Landgericht Aachen hat mit Beschluss vom 14.6.2022 entschieden, dass der Mieter verpflichtet ist, dem Vermieter bei Vorliegen eines sachlichen Grundes Zutritt zur angemieteten Wohnheim Wohnung zu gewähren. Diese Pflicht verletzt er, wenn er auf wiederholte Bitte des Vermieters um einen Besichtigungstermin nicht reagiert. Eine solche Pflichtverletzung rechtfertigt ohne vorherige Klage auf Duldung der Besichtigung eine Kündigung gemäß § 573 Abs. 2 Nr. 1 BGB.

Bewachungskosten können Betriebskosten sein

Das Kammergericht Berlin hat mit Beschluss vom 2.5.2022 entschieden, dass die Kosten der Bewachung des Gebäudes als Betriebskosten auf Gewerberaummieter umgelegt werden können, wenn dies im Mietvertrag ausdrücklich vereinbart ist. Die Vereinbarung kann auch durch allgemeine Geschäftsbedingungen erfolgen. Eine Begrenzung der Umlage der Höhe nach ist nicht erforderlich. Bewachungskosten sind Betriebskosten im Sinne der des § 1 Abs. 1 Betriebskostenverordnung, da sie dem Eigentümer durch den bestimmungsgemäßen Gebrauch des Grundstücks laufend entstehen.

Selbstbehalt Versicherung ist gemeinschaftlich zu tragen
Eine Regelung bei der Gebäudeversicherung, nach der Wohnungseigentümer verpflichtet sind, einen Schaden in Form eines Selbstbehalts gemeinschaftlich zu bezahlen, der nur eine einzige fremde Wohnung betrifft, ist laut Urteil des Bundesgerichtshofes vom 16.09.2022 rechtmäßig. Eine höhere Selbstbeteiligung bedeute niedrigere Versicherungsbeiträge - und davon profitierten alle. Also müssten auch alle gemeinsam die Kosten tragen. Nichts anderes gelte, wenn der Selbstbehalt wegen ungewöhnlich häufiger Schäden hoch angesetzt sei.
Die Parteien bilden eine Wohnungseigentümergemeinschaft. Zu der Anlage gehören die Wohnungen der Beklagten und die gewerbliche Einheit der Klägerin. In den Wohnungen der Beklagten traten in der Vergangenheit wegen mangelhafter Leitungen sehr oft Wasserschäden auf, die allein im Jahr 2018 rund 85.000 Euro Kosten verursachten. Bislang wurden die Kosten für die Schadensbeseitigung von dem Gemeinschaftskonto beglichen. Die Verwalterin nahm die von der Gemeinschaft unterhaltene sogenannte gebundene Gebäudeversicherung - die auch Leitungswasserschäden abdeckt -  in Anspruch und legte die Kosten unter Abzug der Versicherungsleistung nach Miteigentumsanteilen um. Die Kläger mussten wegen ihres hohen Flächenanteils besonders viel zahlen, obwohl sie nach eigenen Angaben noch nie einen Wasserschaden hatten. Aufgrund der Schadenshäufigkeit betrug der in jedem Schadensfall verbleibende Selbstbehalt inzwischen 7.500 Euro. Dies hatte zur Folge, dass die Versicherung nur noch circa 25% der Schäden erstattet hat.
Gestützt auf die Behauptung, die Mängel an den Leitungen seien jeweils hinter den Absperreinrichtungen in den betroffenen Wohneinheiten aufgetreten, verlangt die Klägerin mit ihrer auf zwei Anträge gestützten Beschlussersetzungsklage eine von der bisherigen Praxis abweichende Verteilung des Selbstbehalts. Sie will erreichen, dass sie nicht aufgrund des im Versicherungsvertrag vereinbarten Selbstbehalts anteilig an den Kosten für die Beseitigung von Leitungs- und Folgeschäden beteiligt wird, die nach ihrer Ansicht ausschließlich an dem Sondereigentum der Beklagten entstanden sind. Das AG hat die Klage abgewiesen. Die Berufung der Klägerin vor dem Landgericht ist erfolglos geblieben. Dagegen hat sich die Klägerin mit ihrer Revision gewandt - mit nur teilweisem Erfolg.
Keinen Erfolg hatte die Revision, soweit sich die Klägerin gegen die Rechtmäßigkeit der derzeitigen Verwaltungspraxis wendet. Tritt in einer Wohnungseigentumsanlage aufgrund einer defekten Wasserleitung ein Schaden ein, sei ein von der Gemeinschaft vereinbarter Selbstbehalt wie die Versicherungsprämie nach dem gesetzlichen bzw. vereinbarten Verteilungsschlüssel zu verteilen. Dies gelte unabhängig davon, ob der Schaden an dem Gemeinschaftseigentum oder an dem Sondereigentum entstanden ist. Zwar stelle nach versicherungsrechtlichen Maßstäben die Vereinbarung eines Selbstbehalts einen Fall der bewussten Unterversicherung dar. Es würde jedoch der Interessenlage der Wohnungseigentümer nicht gerecht, wenn der geschädigte Sondereigentümer den Selbstbehalt alleine tragen müsste. Die Entscheidung für einen Selbstbehalt sei regelmäßig damit verbunden, dass die Gemeinschaft als Versicherungsnehmerin eine herabgesetzte Prämie zu zahlen hat. Das sei für die Wohnungseigentümer wegen der damit einhergehenden Verringerung des Hausgeldes wirtschaftlich sinnvoll.
An dem Ergebnis ändere sich nichts, wenn der Versicherer - wie hier - die Fortsetzung des Vertragsverhältnisses in einer schadengeneigten Wohnungseigentumsanlage von der Vereinbarung eines Selbstbehaltes abhängig macht. Auch dann komme die Vereinbarung eines Selbstbehalts allen Wohnungseigentümern zugute, und zwar deshalb, weil andernfalls deren Anspruch gegen die Gemeinschaft auf angemessene Versicherung des gemeinschaftlichen Eigentums zum Neuwert nicht erfüllt werden könnte. Im Ergebnis stelle daher der im Schadensfall in der verbundenen Gebäudeversicherung verbleibende Selbstbehalt bei wertender Betrachtung wie die Versicherungsprämie einen Teil der Gemeinschaftskosten gemäß § 16 Abs. 2 Satz 1 WEG dar.
Ein anderer Verteilungsschlüssel könne laut BGH allerdings gerechtfertigt sein, falls es bauliche Unterschiede gibt. Mithin sei die Revision insofern erfolgreich, als der zweite Antrag der Klägerin darauf abziele, den derzeit maßgeblichen Verteilungsschlüssel für die Zukunft zu ändern. Hierzu seien die Wohnungseigentümer gemäß § 16 Abs. 2 Satz 2 WEG befugt. Der Anspruch eines einzelnen Wohnungseigentümers sei gegeben, wenn gemäß § 10 Abs. 2 WEG ein Festhalten an der geltenden Regelung aus schwerwiegenden Gründen unter Berücksichtigung aller Umstände des Einzelfalls, insbesondere der Rechte und Interessen der anderen Wohnungseigentümer, unbillig erscheint. Da es insoweit an hinreichenden Feststellungen fehlt, hat der Bundesgerichtshof die Sache an das Berufungsgericht zurückverwiesen und darauf hingewiesen, dass eine unbillige Belastung der Klägerin in Betracht kommen könnte, wenn das Auftreten der Leitungswasserschäden im Bereich der Wohneinheiten auf baulichen Unterschieden des Leitungsnetzes in den Wohneinheiten einerseits und der Gewerbeeinheit andererseits beruhen sollte. Nicht ausreichend wäre es demgegenüber, wenn die Ursache bei gleichen baulichen Verhältnissen in einem unterschiedlichen Nutzungsverhalten läge.
Erlaubnisanspruch des Mieters zur Errichtung Ladeinfrastruktur für E-Mobil
Das Landgericht München I hat mit Urteil vom 23.6.2022 das Folgende entschieden: 
Im Gefolge der gesetzgeberischen Entscheidung, Mietern das Laden ihres E-Mobils zu gewährleisten, ist es dem Mieter zuzugestehen, vom Vermieter die Erlaubnis zur Errichtung von Ladeinfrastruktur in Eigenregie – über ein von ihm benanntes Fachunternehmen und auf eigene Kosten – verlangen zu können. Der Umstand, dass der Vermieter Nachahmeffekte seitens anderer Mieter befürchtet und die vorhandene Elektroinstallation dann überlastet sein könnte beziehungsweise von den Stadtwerken ertüchtigt werden müsste, steht dem Anspruch nicht entgegen, solange sich die gewünschte Ladestation im Errichtungszeitpunkt ohne weiteres in das bestehende Hausnetz einfügen lässt. 
Unwirksame Verwalterbestellung, Vollversammlung einer WEG
Der BGH hat mit Urteil vom 11.3.2022 entschieden, dass der Mangel der Einberufung der Eigentümerversammlung durch einen Nichtberechtigten geheilt wird, wenn alle Wohnungseigentümer an der Versammlung und der Abstimmung teilnehmen. Dabei kommt es nicht darauf an, ob den Wohnungseigentümer die fehlende Einberufungsberechtigung bekannt war oder nicht.
Einseitige Bestimmung neuer Verwalter durch teilenden Eigentümer
Am 11.3.2022 hat der BGH entschieden, dass eine in der Gemeinschaftsordnung enthalten Regelung, mit der sich der teilende Eigentümer die einseitige Bestimmung eines anderen Verwalters in der Aufteilungsphase vorbehält, insoweit unwirksam ist, als der Vorbehalt nach Entstehung der werdenden Eigentümergemeinschaft fortgelten soll.
Härtegrund Eigenbedarf Verschlimmerung Krankheit
Der BGH hat mit Beschluss vom 30.08.2022 das Folgende entschieden
Ein Vermieter verlangte von seiner Mieterin die Räumung und Herausgabe seiner Wiesbadener Wohnung wegen Eigenbedarfs. Die Beklagte widersprach der Kündigung und berief sich unter Vorlage eines ärztlichen Attests auf das Vorliegen von Härtegründen (§ 574 Abs. 1 Satz 1 BGB). Ein Umzug sei ihr nicht zuzumuten, da sich ihr Krankheitsbild – eine fortschreitende Multiple Sklerose – ansonsten verschlimmern würde. Das Amtsgericht Wiesbaden vernahm mehrere Zeugen zum Vorliegen des Eigenbedarfs und holte ein Gutachten ein. Der Facharzt für Psychiatrie und Psychotherapie sah sich allerdings außerstande, eine fachliche Einschätzung zum Fortschreiten der Krankheit abzugeben. Das AG und das Landgericht Wiesbaden stimmten der Räumung und Herausgabe der Wohnung zu. Die Gekündigte könne keine Fortsetzung des Mietverhältnisses verlangen, da ihre beeinträchtigte Gehfähigkeit keinen Härtefall begründe. Diesem Umstand könne allenfalls im Rahmen der Bemessung einer Räumungsfrist Rechnung getragen werden. Einer weiteren Begutachtung bedürfe es nicht. Die Revision ließ das LG nicht zu. Die Nichtzulassungsbeschwerde der Beklagten beim BGH hatte Erfolg und führte zur Zurückverweisung an eine andere Kammer des LG.
Dem VIII. Zivilsenat zufolge hat das LG das Gehörsrecht der Mieterin verletzt (Art. 103 Abs. 1 GG). Es hätte das Vorliegen einer Härte (§ 574 Abs. 1 Satz 1 BGB) nicht verneinen dürfen, ohne das (angebotene) neurologische Sachverständigengutachten zu dem behaupteten Beschwerdebild sowie zu den gesundheitlichen Auswirkungen eines erzwungenen Umzugs für die Beklagte zu erheben, monierten die BGH-Richter. Der Umstand, dass die Beklagte substantiiert ihr drohende schwerwiegende Gesundheitsgefahren geltend gemacht habe, hätte das LG mangels eigener Sachkunde dazu veranlassen müssen, sich sachverständige Hilfe einzuholen. Dann hätte es sich ein genaues Bild davon verschaffen können, welche gesundheitlichen Folgen im Einzelnen mit einem Umzug verbunden seien, insbesondere welchen Schweregrad zu erwartende Gesundheitsbeeinträchtigungen voraussichtlich erreichen würden und mit welcher Wahrscheinlichkeit dies eintreten könne. Das LG hätte es nicht bei dem eingeholten Sachverständigengutachten eines Facharztes für Psychiatrie und Psychotherapie bewenden lassen dürfen. Seine Feststellungen zum Krankheitsbild der Beklagten beschränkten sich pauschal auf "Beeinträchtigungen beim Gehen", so die weitere Kritik. Die behauptete umzugsbedingte Verschlechterung des Gesundheitszustands der Beklagten habe das LG vollständig übergangen. Dies müsse es nunmehr nachholen.
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